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Ukraine-Krieg und die Folgen 

Auf dünnem Eis: Risiken im Russland-Geschäft für Unternehmen 
und ihre Manager   
 

Seit dem Beginn des Angriffskriegs Russlands auf 

die Ukraine am 24. Februar 2022 stellen sich für 

Unternehmen mit Russland-Geschäft zahlreiche 

Herausforderungen. Neben der Beachtung sich 

regelmäßig verschärfender Sanktionen sind auch 

faktische Schwierigkeiten wie die Erschwerung 

des Zahlungsverkehrs zu managen und grund-

sätzliche geschäftspolitische Fragen zu beant-

worten.  

Aus der gegenwärtigen Lage erwachsen zahlreiche 

Risiken für die Unternehmen, von der Bebußung 

aufgrund von Embargoverstößen bis hin zu finan-

ziellen Einbußen durch Wechselkursveränderun-

gen oder Lieferkettenunterbrechungen. Für Ent-

scheidungsträger bietet die aktuelle Situation ein 

erhebliches Haftungspotential.  

1. Aktuelle Unternehmensrisiken im Russland-

Geschäft 

Entscheidungsträgern stellen sich in Bezug auf das 

Russland-Geschäft derzeit zwei zentrale Fragen: 

Ist das bisherige Russland-Geschäft unter dem ak-

tuell geltenden Sanktionsregime rechtlich noch 

möglich? (Sanktionsrisiken, s. 2.1) 

Falls das Geschäft von Sanktionen nicht betroffen 

ist: Ist die Fortführung des Geschäfts in der bishe-

rigen Form noch rentabel, geschäftspolitisch sinn-

voll und faktisch möglich? (Kosten und Risiken der 

Fortführung oder des Abbruchs, s. 2.2) 

1.1 Sanktionsrisiken 

EU-Embargos in Bezug auf Russland bestehen seit 

Annexion der Krim 2014. In derzeit fünf Sanktions-

paketen seit dem Beginn des Angriffskriegs Russ-
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lands auf die Ukraine hat die EU ihre Embargos je-

doch deutlich verschärft (und auf das Russland un-

terstützende Belarus ausgeweitet).1 Zu unter-

scheiden sind personenbezogene Sanktionen, gü-

ter- und kapital-

marktbezogene 

Sanktionen und 

sonstige Sanktionen.  

Zu beachten sind zu-

dem die teilweise 

schärferen Russ-

land-Sanktionen der 

Vereinigten Staaten, da diese extraterritoriale Gel-

tung beanspruchen und ihre Missachtung damit 

auch für deutsche Unternehmen Konsequenzen 

haben kann.2 

Personenbezogene Sanktionen 

Personenbezogene Sanktionen betreffen Unter-

nehmen als Vertragspartner von Personen, die un-

mittelbar in der Sanktionsliste im Anhang I zur Ver-

ordnung (EU) 269/20143 genannt sind und Ver-

tragspartner von Personen, die mittelbar über 

 

1    Rechtsgrundlage der Sanktionen sind die Verordnungen 

(EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. März 2014 und (EU) 

Nr. 833/2014 des Rates vom 31. Juli 2014.  

2  Eine Übersicht der umfangreichen US-Sanktionspro-

gramme bietet das Office of Foreign Asset Controls 

(OFAC) unter https://home.treasury.gov/policy-issues/fi-

nancial-sanctions/sanctions-programs-and-country-in-

formation. 

eine solche Person handeln oder in deren Namen 

handeln.  

Unternehmen als Vertragspartner dieser Perso-

nen ist verboten, diesen Personen Geld oder wirt-

schaftliche Ressourcen (Vermögenswerte, die für 

den Erwerb von Geldern, Waren oder Dienstleis-

tungen verwendet werden können) – zur Verfü-

gung zu stellen („unmittelbares und mittelbares 

Bereitstellungsverbot“). Dies gilt auch für eine Be-

reitstellung von Geld oder wirtschaftlichen Res-

sourcen in Deutschland.  

Güter- und kapitalmarktbezogene Sanktionen  

Güterbezogene Sanktionen sind Ein- und Ausfuhr-

verbote bestimmter Güter und Technologien.4 Die 

Embargos betreffen ebenfalls Güter und Techno-

logien mit doppeltem Verwendungszweck (so-

wohl militärisch wie auch zivil). Zu beachten ist, 

dass der Katalog der mit einem Ausfuhrverbot be-

legten Güter und Technologien durch die jüngsten 

Verschärfungen deutlich erweitert wurde. 

3  Die von den USA sanktionierten Personen sind in der je-

weils aktuellen Version der Specially Designated Natio-

nals And Blocked Persons List (SDN-List) einsehbar. 

4  Auflistungen der vom Exportverbot betroffenen Produkte 

finden sich in den jeweils aktuellen Anhängen zu den EU-

Sanktionsverordnungen bzw. in den US-amerikanischen 

Export Administration Regulations (EAR). 

In vielen Fällen wer-

den Unternehmen 

auch US-amerikani-

sche Embargos in  

ihrem Geschäft  

beachten müssen. 
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Zu den wichtigsten kapitalmarktbezogenen Sank-

tionen zählt das Verbot des Devisenhandels mit 

russischen natürlichen und juristischen Personen. 

Einhaltung der Sanktionen 

Manager müssen im Hinblick auf die personenbe-

zogenen Sanktionen prüfen (lassen), ob die Ver-

tragspartner der Unternehmen (unabhängig vom 

Sitz des Vertragspartners) und/oder die hinter ih-

rem Vertragspartner stehenden Personen auf ei-

ner der Sanktionslisten stehen und das Bereitstel-

lungsverbot deshalb dem Unternehmen eine Leis-

tung untersagt. 

Im Hinblick auf güter- und kapitalmarktbezogene 

Sanktionen müssen Manager verkaufte und aus-

geführte Güter- und Finanzprodukte einer Güter-

prüfung und einer Endverwenderprüfung unter-

ziehen.  

Aufgrund der dynamischen Entwicklung der EU- 

und US-Sanktionspolitik ist eine fortwährende 

Prüfung der Embargosituation in Hinblick auf das 

unternehmenseigene Russland-Geschäft geboten.  

Konsequenzen eines Sanktionsverstoßes 

Ein Verstoß gegen EU-Sanktionen (insbesondere 

das Bereitstellungsverbot) hat Konsequenzen für 

den Manager und das Unternehmen.  

Der vorsätzliche Verstoß gegen EU-Sanktionen ist 

für den Manager eine Straftat gemäß § 18 Außen-

wirtschaftsgesetz und wird mit Freiheitsstrafe von 

drei Monaten bis fünf Jahren bestraft. Der fahrläs-

sige Verstoß gegen EU-Sanktionen wird als Ord-

nungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu EUR 

500.000,00 geahndet.  

Daneben kann gegen das Unternehmen eine Geld-

buße verhängt werden (§ 30 Ordnungswidrigkei-

tengesetz). Die Geldbuße beträgt bei einem vor-

sätzlichen Verstoß gegen EU-Sanktionen bis zu 

EUR 10 Millionen 

und bei einem fahr-

lässigen Verstoß ge-

gen EU-Sanktionen 

bis zu EUR 5 Millio-

nen.  

Verstöße gegen US-

Sanktionen können 

ebenfalls weitreichende Konsequenzen haben, 

etwa mit der Folge, dass die US-Regierung in be-

stimmten Fällen gegen das deutsche Unterneh-

men sogenannte „secondary sanctions“ (etwa Fi-

nanz- und Eigentumstransaktionsbeschränkun-

gen) verhängen kann. 

1.2 Risiken der Fortführung oder des Abbruchs 

des Geschäfts 

Zahlreiche internationale Unternehmen haben 

sich seit dem Beginn des Angriffskriegs Russlands 

auf die Ukraine aus Russland zurückgezogen. So 

verkaufte beispielsweise der französische Auto-

mobilhersteller Renault im Mai 2022 100 Prozent 

der Anteile seiner Tochtergesellschaft Renault 

Russie für einen symbolischen Rubel an die Stadt 

Bei Sanktionsverstö-

ßen drohen hohe 

Bußgelder – und für 

die Verantwortlichen 

sogar Haftstrafen. 
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Moskau. Auch einige prominente deutsche Kon-

zerne zogen sich auf ähnliche Weise aus dem Land 

zurück. 

Unternehmen mit Russland-Bezug – sei es über 

Tochtergesellschaften, Niederlassungen oder le-

diglich Lieferverträge – kommen angesichts der 

veränderten politischen Rahmenbedingungen an 

einer Entscheidung über die weiter Ausgestaltung 

des Geschäfts nicht umhin, selbst wenn der Güter- 

oder Dienstleistungsaustausch im konkreten Fall 

keinem Verbot unterliegt.  

Bei der Entscheidungsfindung gilt es jedoch zahl-

reiche Aspekte zu berücksichtigen, unter ande-

rem:  

Faktische Fortführbarkeit 

Ist die wirtschaftliche Betätigung in Russland fak-

tisch fortführbar? Faktische Hindernisse könnten 

etwa die Beschränkungen des Zahlungsverkehrs o-

der eine Nicht-Verfügbarkeit adäquaten Versiche-

rungsschutzes sein.  

Beispiel: Das Projekt eines Anlagenbauunterneh-

mens könnte zwar ggf. trotz der Embargosituation 

rechtlich zulässig sein. Wenn das Unternehmen je-

doch für das Projekt keinen oder nur einen unzu-

länglichen lokalen Montage- und Bauleistungsver-

sicherungsschutz erhält, ist die Durchführung ggf. 

faktisch unmöglich. Die bereits investierten Pro-

jektkosten gehen verloren. 

Rentabilität 

Ist die weitere wirtschaftliche Betätigung in Russ-

land unter Berücksichtigung der zu erwartenden 

dortigen konjunkturellen und Wechselkursent-

wicklungen wirtschaftlich noch rentabel?  

Beispiel: Ein Konsumgüter-Konzern vermarktet in 

Russland deutsche Produkte. Als der Rubel nach 

Beginn des Ukraine-Kriegs kurzzeitig einbricht, 

können die Waren vor Ort nur unter Einkaufspreis 

verkauft werden. Ob ein Export zukünftig wirt-

schaftlich weiter sinnvoll ist, hängt von den zu er-

wartenden weiteren Wechselkursveränderungen 

ab. 

Unternehmensreputation 

Drohen bei Fortführung des Russland-Geschäfts 

sogenannte „Shitstorms“ und Boykottaufrufe und 
in der Folge Reputations- und Umsatzverluste 

hierzulande bzw. in weiteren westlichen Staaten?  

Beispiel: Ein Lebensmittelproduzent vertreibt ei-

nen untergeordneten Anteil seiner Waren in Russ-

land. Durch die Entscheidung, weiter in die russi-

sche Niederlassung zu investieren, zieht das Unter-

nehmen den Ärger vieler deutscher Kunden auf 

sich. Der Markenwert erleidet Verluste, zwischen-

zeitlich sinken die Umsätze spürbar. Die Verluste in 

Deutschland übersteigen die Einnahmen in Russ-

land. 
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Faktische Hürden eines Rückzugs 

Ist ein Rückzug aus Russland ohne weiteres mög-

lich? Das Abstoßen russischer Niederlassungen o-

der Tochterunternehmen dürfte in vielen Fällen 

nicht kurzfristig möglich sein.  

Beispiel: Ein Maschinenbau-Unternehmen betreibt 

eine Fabrik in Russland. Die geplante Veräußerung 

der Produktionsanlagen scheitert daran, dass sich 

kein Käufer findet, der gegenwärtig einen markt-

gerechten Preis zahlt. Einen Verkauf zu schlechten 

Konditionen kann sich das Unternehmen wirt-

schaftlich aber nicht erlauben.  

Innerrussische Rechtsrisiken 

Welche rechtlichen Risiken in Russland selbst er-

geben sich bei Fortführung des Geschäfts oder bei 

der Aufgabe – insbesondere vor dem Hintergrund 

der seitens der russi-

schen Regierung ver-

anlassten Gegen-

sanktionen?  

Beispiel: Ein deut-

sches Unternehmen 

entscheidet, sich, die 

nicht mehr profitable russische Tochtergesell-

schaft abzuwickeln. Die Einstellung des Betriebs in 

Russland wird von den dortigen Strafverfolgungs-

behörden als vorsätzliche Herbeiführung einer In-

solvenz gewertet. Dem Management vor Ort dro-

hen Haftstrafen. Auch die steuerlichen Folgen ei-

ner möglichen Aufdeckung stiller Reserven sind 

einzukalkulieren; ebenso wie vertragsrechtliche 

Konsequenzen eines Abbruchs von Projekten. 

Die zu berücksichtigenden Faktoren bei der strate-

gischen Entscheidung über das künftige Russland-

Geschäft sind demnach vielfältig und variieren von 

Unternehmen zu Unternehmen. Eine unzu-

reichende Berücksichtigung aller relevanten Fak-

toren durch das Management kann zu Fehlent-

scheidungen führen, die existenzbedrohende Ver-

mögensschäden für das Unternehmen zur Folge 

haben können.  

2. Haftung des Managements 

Angesichts der komplexen Entscheidungssituation 

für das Management und den beschriebenen Risi-

ken für die Unternehmen stellt sich die Frage einer 

möglichen Haftung der handelnden Organe. 

2.1 Haftung für Bußgelder 

Manager haften dem Unternehmen auf Schadens-

ersatz, wenn sie in ihrer Tätigkeit nicht die Sorgfalt 

eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäfts-

leiters anwenden. Eine grundsätzliche Pflicht je-

des Managers in diesem Zusammenhang ist die so-

genannte Legalitätspflicht: Der Manager ist dem 

Unternehmen gegenüber verpflichtet, die für das 

Unternehmen geltenden Gesetze einzuhalten. Im 

Rahmen der Legalitätspflicht muss der Vorstand 

bzw. Geschäftsführer also auch sicherstellen, dass 

das Unternehmen die EU-Sanktionen gegen Russ-

land einhält. Manager sind dem Unternehmen in 

der Regel auch zur Einhaltung der US-Sanktionen 

Die rechtliche Situa-

tion vor Ort ist für 

westliche Unterneh-

men in Russland  

riskanter geworden. 

http://www.wilhelm-rae.de


 

 

 www.wilhelm-rae.de 7 

verpflichtet. Dies folgt entweder aus der Legali-

tätspflicht oder aus der Treuepflicht des Mana-

gers, die darin besteht, wirtschaftliche Schäden 

vom Unternehmen abzuwenden. 

Für Vermögensschaden infolge der Verletzung der 

Pflicht zur Einhaltung von Sanktionen, etwa Geld-

bußen, kommt daher zwar grundsätzliche eine 

Managerhaftung in Betracht. In der Rechtspre-

chung ist jedoch noch nicht höchstrichterlich ge-

klärt, ob ein Unternehmen, das mit einem Bußgeld 

belegt wurde, hierfür einen Manager auf Scha-

densersatz in Anspruch nehmen kann. Einige Lite-

raturstimmen vertreten die Auffassung, dem Re-

gress stehe entgegen, dass das Unternehmen Ad-

ressat der Geldbuße sei und dies ein „Weiterrei-
chen“ der Strafe verbiete, da sonst der Zweck der 

Geldbuße verfehlt würde.5 Folgt man dieser Auf-

fassung, trifft den Manager keine Innenhaftung, 

wenn das Unternehmen mit einem Bußgeld belegt 

wurde. Eine Klärung der Frage durch den BGH 

steht aus. 

Davon unberührt bleibt die Haftung des Managers 

für persönlich gegen ihn verhängte Bußgelder. 

 

5  vgl. LAG Düsseldorf, Teilurteil vom 20. Januar 2015 – 16 

Sa 459/14 = NJOZ 2015, 782 zur Regressierbarkeit von 

Kartellbußen; das Verfahren wurde anschließend an das 

Landgericht Dortmund weiterverwiesen und endete 

schließlich – bevor es zu einem klarstellenden Urteil kam 

2.2 Haftung für wirtschaftliche Schäden 

Manager haften der Gesellschaft gegenüber zwar 

für Schäden infolge von Pflichtverletzungen, nicht 

jedoch für reine Fehlentscheidungen, denen keine 

Pflichtverletzung zugrunde liegt. Der Ermessens-

spielraum des Vorstands bzw. Geschäftsführers 

bemisst sich an der 

sogenannten Busi-

ness Judgement 

Rule:  

Die Business Judge-

ment Rule beruht 

auf dem Gedanken, 

dass das Wesen von unternehmerischem Handeln 

darin besteht, dass der Manager den wirtschaftli-

chen Erfolg des Unternehmens anstrebt und dabei 

zukunftsgerichtete Entscheidungen mit ungewis-

sem Ausgang trifft. Der Manager soll bei derarti-

gen Entscheidungen nicht für einen Misserfolg 

haften, sondern nur tätigkeitsbezogen. Eine 

Pflichtverletzung liegt daher nicht vor, wenn  

„der Manager bei einer unternehmerischen Ent-
scheidung vernünftigerweise annehmen durfte, 

auf der Grundlage angemessener Informationen 

zum Wohle der Gesellschaft zu handeln.“6 

– mit einem Vergleich zwischen den Parteien unter Betei-

ligung der D&O-Versicherer. 

6  §§ 93 Absatz 1 Satz 2 AktG, 34 Absatz 1 Satz 2 GenG; ent-

sprechendes gilt für § 43 GmbHG. 

Im enger werdenden 

Handlungsspielraum 

steigen auch die Haf-

tungsrisiken für Ent-

scheidungsträger. 
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Dennoch können sich Entscheidungsträger nach 

Eintritt eines Vermögensschadens häufig nicht er-

folgreich einer Haftung entziehen, denn der Sorg-

faltsmaßstab ist hoch (die Sorgfalt eines ordentli-

chen und gewissenhaften Geschäftsleiters) und 

bereits der einfach fahrlässige Verstoß gegen die-

sen Sorgfaltsmaßstab reicht aus für eine Scha-

densersatzpflicht. Zudem profitiert die geschä-

digte Gesellschaft von der Beweislastverteilung in 

Organhaftungsfällen: Der Manager muss darlegen 

und beweisen, dass er nicht pflichtwidrig han-

delte, um sich entlasten zu können. Das gelingt 

ihm oftmals nicht – insbesondere dann nicht, 

wenn die Entscheidungsfindung nicht ausreichend 

dokumentiert ist. 

3. D&O-Deckung der Russland-Risiken? 

Die dargestellten Haftungsrisiken sind in der Regel 

unter der Managerhaftpflichtversicherung nur 

teilweise gedeckt.  

3.1 Verstoß gegen Sanktionen 

In den D&O-Versicherungen besteht regelmäßig 

kein Versicherungsschutz für Bußgelder aufgrund 

Verstoßes gegen Sanktionen. Die Musterbedin-

gungen des GDV schließen Versicherungsschutz 

für Haftpflichtansprüche aus wegen Schäden auf-

grund von Vertragsstrafen, Kautionen, Bußgeldern 

und Entschädigungen mit Strafcharakter (punitive 

 

7  Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Vermö-

gensschaden-Haftpflichtversicherung von Aufsichtsräten, 

und exemplary damages), die gegen den Versiche-

rungsnehmer oder eine Tochtergesellschaft ver-

hängt oder von ihr übernommen werden.7  

Individuelle D&O-Versicherungsbedingungen kön-

nen zwar variieren. In der Regel dürfte sich jedoch 

der D&O-Versicherer auch ohne expliziten Aus-

schluss bereits bei der Prüfung der Haftungsfrage 

auf den – höchstrichterlich ungeklärten – Stand-

punkt stellen, dass an das Unternehmen gerich-

tete Bußgelder nicht gegenüber Organmitgliedern 

regressierbar sind. 

3.2 Deckung für Vermögensschäden im Russ-

land-Geschäft 

Grundsätzlich können Vermögensschäden im 

Russland-Geschäft, die auf eine Pflichtverletzung 

des Managements zurückgehen von der D&O-Ver-

sicherung gedeckt sein. Voraussetzung für die De-

ckung ist unter anderem, dass der schadensersatz-

pflichtige versicherte Entscheidungsträger nicht 

wissentlich eine Pflicht verletzte bzw. der Versi-

cherer den Einwand der wissentlichen Pflichtver-

letzung nicht erfolgreich führen kann. 

Risiken mit Russland-Bezug sind aktuell üblicher-

weise nicht vom D&O-Versicherungsschutz ausge-

schlossen. Auch sind Kriegsausschlüsse nicht stan-

dardmäßig in D&O-Policen zu finden. Aufgrund 

der mittlerweile angespannten politischen und 

Vorständen und Geschäftsführern, Musterbedingungen 

des GDV, Stand Mai 2020, Teil A, Ziffer 7.10. 
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wirtschaftlichen Rahmenbedingungen des Russ-

land-Geschäfts der deutschen Industrie ist jedoch 

mit einer zurückhaltenderen Zeichnungspolitik 

der D&O-Versicherer in der nächsten Erneue-

rungsrunde zu rechnen. Versicherungsschutz für 

die vor Ort in Russland tätigen Manager könnte 

dann schwerer als bislang erhältlich sein.  

4. Fazit und Handlungsempfehlungen 

Unternehmen, deren Geschäftstätigkeit einen 

starken Russland-Bezug aufweist, sind aktuell be-

sonderen Risiken ausgesetzt. Neben der sich dyna-

misch wandelnden – und deshalb ständig zu be-

obachtenden – Embargosituation sind zahlreiche 

weitere Herausforderungen für die Entschei-

dungsträger zu managen. Sowohl ein Rückzug aus 

dem Russland-Geschäft als auch ein Festhalten an 

Geschäftsverbindungen kann zu teuren Vermö-

gensschäden führen. 

Geschäftsführer und Vorstände haben in der aktu-

ellen Krisensituationen einen besonders engen Er-

messensspielraum. Kommt es zu einem Schaden – 

etwa weil in Russland getätigte Investitionen ver-

loren gehen – liegt ein Fehlverhalten des Manage-

ments nahe und eine Entlastung wird nur schwer 

zu führen sein. Für Entscheidungsträger ist des-

halb eine lückenlose Dokumentation der Entschei-

dungsfindung im aktuellen Russland-Geschäft 

wichtiger denn je.  

Um Verstöße gegen EU-Sanktionen zu vermeiden, 

sollten Manager zudem dafür Sorge tragen, im Un-

ternehmen eine Compliance Organisation einzu-

richten, die Verstößen gegen Sanktionen vorbeugt 

und im Rahmen derer die Einhaltung der Sanktio-

nen kontinuierlich überwacht wird. 

 

Diesen Beitrag veröffentlichte die Zeitschrift Die 

Versicherungspraxis in ihrer Ausgabe 06/2022. 

Für Rückfragen steht Ihnen der Autor gern zur Ver-

fügung: 

Raimund Mallmann 

Rechtsanwalt  

 

WILHELM Partnerschaft von 

Rechtsanwälten mbB 

Tel: +49 211 687746 34 

raimund.mallmann@wilhelm-

rae.de 
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